
solchen Betriebsbesichtigung notwendig sein, sich mit 
Fachleuten auf dem betreffenden Gebiet zu beraten.
Die Aussprachen in den Betrieben oder in anderen 
gesellschaftlichen Bereichen dienen weiterhin dazu, die 
Auffassungen der Funktionäre und Werktätigen ken­
nenzulernen, die sich im Zusammenhang mit der Ver­
handlung erster Instanz herausgebildet haben und die 
es bei der Durchführung und Auswertung der Rechts­
mittelverhandlung zu berücksichtigen gilt.
In dieser ersten Aussprache soll ferner festgelegt wer­
den, wer an der Verhandlung vor erweiterter Öffent­
lichkeit teilnehmen soll. Der Senat muß, ausgehend von 
seinen Erfahrungen, Vorschläge für eine solche Zu­
sammensetzung des Zuhörerkreises unterbreiten, die 
eine maximale Auswertung des Verfahrens gewähr­
leistet.
Die Aussprachen dienen schließlich auch der exakten 
organisatorischen Vorbereitung der Verhandlung und 
ihrer Auswertung. Eine genaue Abstimmung der Ter­
mine für die Verhandlung, die Urteilsverkündung und 
ggf. für Aussprachen nach der Urteilsverkündung ist 
erforderlich, weil der Senat die betrieblichen Gegeben­
heiten (z. B. Arbeitszeitregelung, Schichtwechsel usw.) 
berücksichtigen muß. Nach Möglichkeit sollten die vor­
aussichtliche Dauer der Verhandlung, der Zeitpunkt der 
Urteilsverkündung und der anschließenden Aussprache 
exakt festgelegt werden, damit die Zuhörer entspre­
chend ihren Aufgaben und der ihnen zur Verfügung 
stehenden Zeit möglichst genau bestimmen können, 
an welchen Abschnitten des Verfahrens und der Aus­
wertung sie teilnehmen werden. Der Senat muß sich 
schließlich auch um die Ausgestaltung des Verhand­
lungsraumes, die Bereitstellung eines Zimmers für die 
Urteilsberatung usw. kümmern.
Entsprechend den Besonderheiten der jeweiligen Sache 
können darüber hinaus weitere Aussprachen notwendig 
sein, so z. B. mit dem Arbeitskollektiv des Angeklag­
ten, dem Schöffenkollektiv, der Abgeordnetengruppe 
des Betriebes oder des Wohnbereiches bzw. anderen 
gesellschaftlichen Organisationen und Kommissionen, 
in der Regel ist es notwendig, auch Funktionäre und 
andere Mitarbeiter der dem Betrieb übergeordneten 
Organe in die Verhandlung einzubeziehen. So hat der
2. Strafsenat des Obersten Gerichts in der bereits 
erwähnten Strafsache gegen den Sicherheitsinspektor 
R. folgende Organe und Institutionen zur Teilnahme 
an der Verhandlung eingeladen: die WB, die in der 
Verhandlung durch ihren Generaldirektor und den 
Direktor für Ökonomie vertreten war; die Abteilung 
Arbeitsschutz beim Bundesvorstand des FDGB; die 
Abteilung Arbeitsschutz beim Bezirksvorstand des 
FDGB, die ihrerseits veranlagte, daß sämtliche Leiter 
der Arbeitsschutzinspektionen der Kreise an der Ver­
handlung teilnahmen; das Volkspolizeikreisamt, Ab­
teilung Feuerwehr.
Von besonderer Bedeutung im Hinblick auf die den 
Senaten obliegende Leitungsfunktion ist die Teilnahme

von Richtern der nachgeordneten Gerichte an den 
Verhandlungen, die die Senate außerhalb des Ober­
sten Gerichts oder des Bezirksgerichts in den Bezirken 
bzw. Kreisen durchführen. Die Senate des Obersten 
Gerichts beschränkten sich dabei zumeist auf die 
Richter, die die Verhandlung erster Instanz durch­
geführt hatten. Wie die Erfahrung lehrt, ist jedoch 
die Teilnahme an einer Rechtsmittelverhandlung vor 
erweiterter Öffentlichkeit auch für andere Richter 
von Bedeutung, weil dabei sowohl von der inhaltlichen 
als auch von der methodischen Seite her wertvolle 
Erfahrungen vermittelt werden.
In der Praxis der Strafsenate des Obersten Gerichts 
hat es sich bewährt, nach der Urteilsverkündung mit 
den Zuhörern ein Forum bzw. eine Aussprache durch­
zuführen. Das ist deshalb wichtig, weil sich der Senat 
bei seiner Entscheidung auf die mit der individuellen 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Angeklagten 
zusammenhängenden Fragen konzentrieren muß. Er 
kann sich im Urteil nicht — zumindest nicht ausführ­
lich — mit solchen Problemen befassen, die zwar für 
die Zuhörer aus beruflichen oder gesellschaftlichen 
Gründen von besonderem Interesse sind, jedoch mit 
dem gegen den Angeklagten erhobenen strafrecht­
lichen Vorwurf nur mittelbar Zusammenhängen. Diese 
Fragen können aber ausführlich in der anschließenden 
Aussprache behandelt werden, die zugleich der Aus­
wertung des Verfahrens dienen soll. Der Senat sollte 
hier — unabhängig davon, ob er bestimmte Gesetzes­
verletzungen oder Mißstände mit der Gerichtskritik 
gerügt hat — darlegen, welche Maßnahmen in dem 
betreffenden Bereich eingeleitet werden müßten, um 
die Ursachen und begünstigenden Umstände der 
Rechtsverletzungen zu überwinden, die den Gegenstand 
der Verhandlung bildeten. Auch die Zuhörer haben 
Gelegenheit, ihre Gedanken zur Verhandlung und 
Entscheidung darzulegen. Der Rechtsmittelsenat erhält 
dadurch Anregungen zur Verbesserung seiner eigenen 
Arbeit. «
Veranstalter dieser Aussprache (Forum) sollte nicht 
das Gericht, sondern ein Organ des Betriebes sein, 
z. B. die BGL. Die von den Zuhörern aufgeworfenen 
Fragen sollten auch nicht ausschließlich von den 
Mitgliedern des Senats beantwortet werden. Staats­
anwalt und Verteidiger, aber auch der Betriebsleiter, 
leitende Mitarbeiter des übergeordneten Organs und 
andere sachkundige Bürger, z. B. Mitglieder des 
Schöffenkollektivs, sollten zu den einzelnen Problemen 
Stellung nehmen.
In bestimmten Fällen ist es erforderlich, über die 
allgemeine Aussprache hinaus speziell mit den leiten­
den Funktionären des Betriebes darüber zu beraten, 
welche Maßnahmen zur Beseitigung der Ursachen und 
begünstigenden Umstände der Straftat, zur Wieder­
herstellung bzw. Festigung der Ordnung und Sicher­
heit in dem betreffenden Bereich usw. erforderlich 
sind. •
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Sozialistische Gemeinschaftsarbeit im Kampf 
gegen die Kriminalität

Auf Initiative der Vereinigung Demokratischer Juristen 
Deutschlands haben wir im Bezirk Magdeburg seit 
1963 versucht, bei der Bekämpfung der Kriminalität 
Formen der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit zwi­
schen den Rechtspflegeorganen und Vertretern ande­
rer Fachgebiete zu finden. Die Notwendigkeit einer

solchen Gemeinschaftsarbeit ergab sich aus der Er­
kenntnis, daß die Zurückdrängung der Kriminalität 
nur mit Hilfe der Bevölkerung möglich ist und die 
Methoden der Einbeziehung der Bevölkerung ver­
schiedenartig sein können.
Die örtliche Volksvertretung des Bezirks Magdeburg
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